
Betriebs-Berater // BB 51/52.2009 // 14.12.2009 2713

Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Die Konsequenzen von Verst�ßen gegen den Deutschen Corporate Governance Kodex („DCGK“) sind seit seiner Einf�h-

rung vor rund sieben Jahren ein Dauerbrenner in der Unternehmens- und Gerichtspraxis. Mit Urteil vom 21.9.2009 – II ZR

174/08 – hat sich der BGH in Fortsetzung seiner Rechtsprechung in Sachen Kirch/Deutsche Bank, BB 2009, 796, mit der

Frage auseinandergesetzt, wann ein Unrichtigwerden der DCGK-Entsprechenserkl�rung die Entlastungsbeschl�sse der be-

teiligten Organe anfechtbar macht. Der BGH vermeidet es hier, eine generelle Entscheidung zu treffen, sondern bezieht

seine Ausf�hrungen nur auf Unrichtigkeiten, die auf „Informationspflichtverletzungen“ beruhen. Schulz setzt sich im aktu-

ellen Kommentar kritisch mit der Entscheidung auseinder.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Zu Belehrungspflichten �ber das

R�ckgaberecht bei Fernabsatzvertr�gen

Mit Urteil vom 9.12.2009 – VIII ZR 219/08 – hat

der BGH entschieden: Ein Versandh�ndler ist

nicht verpflichtet, f�r jeden angebotenen Artikel

gesondert anzugeben, ob dem Verbraucher in-

soweit ein R�ckgaberecht zusteht, und folglich

f�r Fernabsatzvertr�ge im elektronischen Ge-

sch�ftsverkehr verschiedene Versionen seiner

Allgemeinen Gesch�ftsbedingungen zu verwen-

den. Eine Belehrung, die dem Verbraucher die

Beurteilung �berl�sst, ob die von ihm erwor-

bene Ware unter einen Ausschlusstatbestand

f�llt, ist nicht missverst�ndlich.
(PM BGH vom 9.12.2009)

BGH: Unterwerfungserkl�rung und

Verwirkung der Vertragsstrafe

Mit Urteil vom 10.6.2009 – I ZR 37/07 – hat der

BGH entschieden: Hat sich der Schuldner gegen-

�ber einem Gl�ubiger i. S. von § 13 Abs. 2 Nr. 1

UWG a. F. strafbewehrt unterworfen, setzt die

Verwirkung der Vertragsstrafe ohne eine aus-

dr�ckliche oder konkludente Einschr�nkung der

Unterwerfungserkl�rung nicht voraus, dass der

Verstoß gegen das Unterlassungsgebot i. S. von

§ 13 Abs. 2 Nr. 1 UWG a. F. geeignet ist, den

Wettbewerb auf dem relevanten Markt wesent-

lich zu beeintr�chtigen. Mehrere Vertragsstrafen,

die auf jeweils gesonderte Verst�ße gegen eine

Unterlassungsvereinbarung gest�tzt werden,

sind im Regelfall unterschiedliche Streitgegen-

st�nde.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2713-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Teilnehmerdaten i.S. v. § 47Abs. 2TKG

Der BGH hat mit Urteil vom 5.11.2009 – III ZR

224/08 – entschieden: Teilnehmerdaten im Sinn

von § 47 Abs. 2 TKG sind nur Daten, die dem Te-

lekommunikationsdiensteinhaber aufgrund der

mit den Teilnehmern geschlossenen Telekom-

munikationsdienstvertr�ge bekannt sind und

die nach §§ 45m und 104 TKG zu ver�ffentlichen

sind, nicht aber solche Daten, die er durch ei-

genst�ndige Ermittlungen erlangt, die unabh�n-

gig von den Zugriffsm�glichkeiten sind, die ihm

als Teilnehmernetzbetreiber zur Verf�gung ste-

hen oder die er durch die Ver�ffentlichung von

Kundendaten f�r fremde Telefondiensteanbieter

hat.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2713-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Anspruch gegen Steuerberater –

Beginn der Verj�hrungsfrist

Mit Urteil vom 12.11.2009 – IX ZR 218/08 – hat

der BGH entschieden: Hat ein Kommanditist

Steuernachzahlungen infolge verringerter Ver-

lustzuweisungen zu verzinsen, beginnt die Ver-

j�hrung eines Ersatzanspruchs gegen den steu-

erlichen Berater wegen versp�teten Hinweises

auf dieses Risiko mit dem ersten Bescheid, wel-

cher die Verluste der KG in dementsprechend

vermindertem Umfang feststellt, selbst wenn es

gelingt, durch Vorziehung von Sonderabschrei-

bungen die Gewinnerh�hung in sp�tere Veran-

lagungszeitr�ume zu verschieben und dadurch

den Zinsschaden zu mindern.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-2713-3

unterwww.betriebs-berater.de

Finanzkrise
EU: Erfolgreiche Rettungsmaßnahmen zur

�berwindung der Finanzkrise

Schnelles und koordiniertes Handeln bei der Bei-

hilfenpolitik haben zur Wahrung der Finanzsta-

bilit�t beigetragen. Dies geht aus dem aktuellen

Bericht des Beihilfenanzeigers der EU-Kommis-

sion hervor. Dabei sind die staatlichen Beihilfen

in der EU stark angestiegen. Diese erh�hten sich

in den 27 Mitgliedstaaten von 66,5 Mrd. Euro im

Jahr 2007 auf insgesamt 279,6 Mrd. Euro im Jahr

2008.
(PM EU-Kommission vom 7.12.2009)

EU: Einigkeit �ber neue Finanzaufsicht

Die Finanzminister der Europ�ischen Union ha-

ben sich beim Ecofin-Treffen am 2.12.2009 in

Br�ssel �ber die Ausgestaltung von neuen Euro-

p�ischen Finanzstrukturen verst�ndigt. Das Kon-

zept der Finanzminister unterscheidet, ob es sich

um die sog. Makro- oder Mikro-Aufsicht handelt.

Auf der �bergeordneten Makro-Ebene wird die

Stabilit�t des gesamten Finanzsystems �ber-

wacht. Das heißt konkret: K�nftig wird ein neuer,

europ�ischer Ausschuss die systemischen Risi-

ken des Finanzsystems in den Blick nehmen. Auf

der Mikro-Ebene geht es um die Aufsicht �ber

einzelne Institute in den verschiedenen Berei-

chen des Finanzmarkts. Hier soll ein Europ�-

isches Finanzaufsichtssystem geschaffen wer-

den, das aus den Aufsichtsbeh�rden der einzel-

nen Mitgliedstaaten und drei Europ�ischen Fi-

nanzaufsichtsbeh�rden bestehen soll. Bei den

drei Europ�ischen Finanzaufsichtsbeh�rden han-

delt es sich um eine Europ�ische Bankaufsichts-

beh�rde, eine Europ�ische Aufsichtsbeh�rde f�r

das Versicherungswesen und eine Europ�ische

Wertpapieraufsichtsbeh�rde. Sie sollen zum

1.11.2011 errichtet werden.
(PM BMF vom 4.12.2009)

Gesetzgebung
EU-Ministerrat: Einigung auf

Patentreformen

Der Ministerrat hat am 4.12.2009 in Br�ssel die

Kernelemente f�r Reformen des europ�ischen

Patentsystems angenommen. Die gebilligte

Verordnung �ber das Gemeinschaftspatent soll

erm�glichen, dass Erfindungen mit der Patent-

erteilung sofort EU-weiten Rechtsschutz genie-

ßen. Ferner enth�lt der Beschluss Kriterien

�ber die Verteilung der Patentgeb�hren auf

die Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit

der Patent�mter. Außerdem soll ein einheitli-

ches europ�isches Patentgericht geschaffen

werden.
(PM BMJ vom 4.12.2009)
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